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bdo - Merkblatt „Streik“

· Checkliste für das Verhalten bei einem Streik in einem Busunternehmen.

Erarbeitet durch den bdo-Ausschuss „Arbeit und Soziales“.

Eine Veröffentlichung des bdo und seiner Landesverbände.

Vorwort

Ein Omnibusbetrieb steht bei einem Streik vor einer Vielzahl organisatorischer, wirtschaftlicher und rechtlicher Fragen. Diese Fragen müssen zum größten Teil sehr rasch entschieden werden. Um hier schnell und kompetent agieren oder auch reagieren zu können, bedarf es einer gründlichen Vorbereitung.

Dazu hat der bdo-Ausschuss „Arbeit und Soziales“ die bdo-Checkliste „Streik“ überarbeitet und neu aufgelegt. Es werden hierin Hinweise gegeben, Informationen und Empfehlungen erteilt, wie sich der Omnibusunternehmer in dieser Ausnahmesituation bestmöglich verhält.

Natürlich kann diese Checkliste nicht den Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Die Unterschiedlichkeit der Omnibusbetriebe und die Individualität jeder Streiksituation erfordert letztlich stets eine Einzelfallbetrachtung.

Deshalb ist auch immer zusätzlich Ihr bdo-Landesverband zu informieren. Allein durch das entsprechende Zusammenspiel von Omnibusunternehmer und Landesverband kann auch wirksam und sachgerecht einem Streik begegnet werden.

Berlin, im April 2003

Gliederung
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bdo-Merkblatt „Streik“

Checkliste für Verhalten bei einem „Streik“ in einem Busunternehmen

A. 
Was ist zu tun?

I.
Chef bzw. Betriebsleiter informieren

1.
Diensthabender Verantwortlicher (z. B. Fahrdienstleiter oder Bewachungsgesellschaft) informiert:

Sofort:

-
per Telefon direkt über Festnetz; bzw. über

-
Mobilfunk oder indirekt durch Anrufe im Hotel/ Restaurant ...

a)
Chef/Geschäftsführer
Tel. Festnetz
Tel. Mobilfunk

__________________
__________________
___________

__________________
__________________
___________

__________________
__________________
___________

und

b)
Betriebsleiter

__________________
__________________
___________

__________________
__________________
___________

c)
(Haupt-) Einsatzleiter

__________________
__________________
___________

II.
Anordnungen des Chefs bzw. Betriebsleiters / Beweissicherung

1.
Sachverhalt (weiter) aufklären und Erkenntnisse fixieren

-
schriftlich

-
per Diktat

2.
Beweise sichern (Fotoaufnahmen/ Videoaufzeichnungen)

· Fotoaufnahmen und /oder Videoaufzeichnungen

· im Betrieb vorhandene Überwachungskameras einsetzen und/ oder

· bewegliche Videokameras (eigene oder die eines externen, speziell beauftragten Fotographen) einsetzen

· Zeugen finden und Aussagen dokumentieren

aber: Zeuge kann nicht sein: Vorstandsmitglieder, vertretungsberechtigter Gesellschafter, Komplementär, usw. (also alle die, das Unternehmen nach außen vertreten!)

3. Betrieb funktionsfähig halten

a)
hier Betriebsbereitschaft sichern

aa)
der Fahrzeuge (Schlüssel)


-
Fahrzeugpapiere

bb)
der Einsatzzentrale und sonstiger betriebsnotwendiger Einrichtungen 


-
Schlüssel der Hallen und Lagerräume

cc)
des Betriebshofes


(Hausrecht durchsetzen) 

Auf dem Betriebsgelände dürfen sich Streikende gegen den Willen des Unternehmers nicht aufhalten, denn das wäre eine Straftat

(Hausfriedensbruch (§ 123 Strafgesetzbuch (StGB)).

(Weitere Einzelheiten s. weiter unten unter B).

dd)
der Zu- und Abfahrten

1)
Zu- und Abfahrten

Zu- und Abfahrten dürfen von den Streikenden nicht blockiert werden, denn dies wäre ebenfalls eine Straftat, nämlich eine 


Nötigung (§ 240 StGB). D. h. insbesondere:

Busse und andere Betriebsfahrzeuge müssen „durchfahren“ können; Arbeitswillige und andere Personen (z. B. Handwerker) müssen das Betriebsgelände betreten können.

Verhindern Streikende das, sind Beweise zu sichern und Anzeige zu erstatten; gegebenenfalls ist- gegen den verantwortlichen Gewerkschaftsmitarbeiter- eine einstweilige- Verfügung zu beantragen.

Selbsthilfemaßnahmen sind wegen des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit der Mittel allenfalls nach Einholung eines fundierten juristischen Rates zu ergreifen. Mögliche Selbsthilfemaßnahmen sind z. B. das Abschleppen lassen von Fahrzeugen, die die Zu- und/oder Abfahrten blockieren. 

Von Gewaltanwendung, insbesondere soweit damit eine Gefahr von Körperverletzungen einhergeht (z.B. Zufahren mit Bussen auf Streikende, um diese zur Freigabe der Durchfahrt zu bewegen), ist dringend abzuraten.

(Weitere Einzelheiten s. dazu unten unter B.)

2)
Zusätzliche Notausfahrten schaffen

ae)    Bestehen auf Erhaltungs- und Abschlussarbeiten

Die streikenden Mitarbeiter dürfen die Busse nicht unbeaufsichtigt auf der Strecke zurücklassen. Wenn schon der Dienst abgebrochen wird, müssen zumindest die Fahrzeuge zurück auf den Betriebshof gefahren werden.

b)
Mittel der Sicherung der Betriebsbereitschaft 

aa)
Mit den Streikenden reden und versuchen, diese zur Aufgabe ihres Tuns bewegen (Vgl. dazu auch unter B).

bb)
Diensthabender Verantwortlicher fordert gegebenenfalls auch zum Freihalten der Zufahrt und Zugänge auf.

(Einzelheiten dazu vgl. unter B. )

4.
Notdienstplan erstellen

(Oberziel: Hauptlinie(n) und/ oder „Schülerverkehre“ und/oder Berufs- /Werksverkehre aufrechterhalten)

5.
Gegebenenfalls Fahrzeuge und Fahrer anmieten

6.
Kunden informieren über den – zeitweise- Ausfall von Verkehren 

a)
direkt

-
PKW´ s von Mitarbeitern oder angemieteten Taxen fahren die (zunächst nicht bzw. nicht ordnungsgemäß zu bedienende Linien- strecke(n)) ab und informieren die potentiellen Fahrgäste direkt oder per Flugblatt/Plakat, anzubringen an der Fahrplantafel.

-
Gegebenenfalls Informationsstelle(n) an zentralem Punkt/an zentralen Punkten (an Verkehrsknotenpunkten, (z. B. Busbahnhof) einrichten


(Personal mit Handys versehen, damit dieses jederzeit mit aktuellen Informationen versehen werden kann)

-
Über die Fahrer der fahrenden Busse die Fahrgäste laufend informieren (z. B. über fehlende Anschlussmöglichkeiten usw.)

b)
indirekt über

aa.
örtliche Rundfunk ggf. Fernsehstationen


Die Informationen an die lokalen (Rundfunk-) Sender führt durch:

(1)
Sender
________________
_______________

(2)
Sender
________________
_______________

Durchsagen erbitten mit genauen Hinweisen, wo was führ die Fahrgäste gilt.

7.  Schulamt informieren und gegebenenfalls Informationen auch an die Schulsekretariate weiterleiten über voraussichtlichen Ablauf des Streiks und zwar per Fax bzw. per Boten in schriftlicher Form und/ oder telefonisch( z. B. über verspätete Ankunft der Schüler und über die Fragen der Abwicklung der Rückfahrt usw.)

Ansprechpartner
Tel./ Fax- Nr. 
eMail:

a)
________________
_______________
___________

b)
________________
_______________
___________

8. Aufgabenträger informieren 

Ansprechpartner
Tel./ Fax- Nr. 
eMail:

a)
________________
________________
____________

b)
________________
________________
____________

9. Polizei informieren bzw. einschalten

Ansprechpartner
Tel./ Fax- Nr. 
eMail:

a)
________________
________________
____________

b)
________________
________________
____________

10. Information des (Landes-) Verbandes

Ansprechpartner
Tel./ Fax- Nr. 
eMail:

a)
________________
________________
____________

b)
________________
________________
____________

11. Informationen der Genehmigungsbehörde ( vgl. § 6 BOKraft) per

Ansprechpartner
Tel./ Fax- Nr. 
eMail:

a)
________________
________________
____________

b)
________________
________________
____________

12. Arbeitsamt schriftlich informieren (vgl. § 17 AFG)

Ansprechpartner
Tel./ Fax- Nr. 
eMail:

a)
_______________
________________
____________

b)
________________
________________
____________

13. (Hintergrund-) Informationen an die Presse geben

-
Pressemitteilung (en)

-
Per Fax und gegebenenfalls zudem auf Diskette (per Boten)
-
Per eMail 
(Mustermitteilung vgl. unter C I. )

-
gegebenenfalls Pressekonferenz abhalten

Lokalzeitung
Tel./ Fax- Nr. 
eMail:

a)
________________
________________
____________

b)
________________
________________
____________

c)
________________
________________
____________

B)
Einiges zu Rechtsfragen, die mit dem Thema „Streik“ im Busbetrieb im Zusammenhang stehen

I
Einzelfragen

Die folgenden Ausführungen des bdo- Ausschusses „ Arbeit und Soziales“, wollen Anhaltspunkte geben, wie der Busunternehmer, dessen Betrieb bestreikt wird, sich verhalten kann.

Eingegangen wird sodann auf einige grundsätzliche rechtliche Aspekte, sowie auf den Aspekt des Umgangs mit Medien.

1.
Streikposten

	-
dürfen vor den Toren eines bestreikten Betriebes aufgestellt Werden, um Arbeitswillige durch geistig- ideelle Maßnahmen zu veranlassen, sich an der Arbeitsniederlegung zu beteiligen. D. h. insbesondere: Streikposten dürfen keine Gewalt oder Nötigungsmaßnahmen ergreifen.
	-
Dringen Streikposten hinter das Tor/ auf das Betriebsgelände vor ist dies grundsätzlich als Hausfriedensbruch  (§ 123 StGB) zu werten.

Der Unternehmer sollte:

-
Zeugen hinzuziehen

· Vorfa(e)ll(e) fotografieren und/oder per Videokamera aufzeichnen

· wenn möglich, mit dem Streikführer reden und Ihn darauf hinweisen, das er sich rechtswidrig verhält und dann, wenn er das rechtswidrige Tun nicht aufgibt, mit einer Strafanzeige rechnen muss.

-
Dann, wenn die rechtswidrigen Vorfällen nicht umgehend abgestellt werden,

-
Polizei rufen

-
Anzeige erstatten, insbesondere gegen den Streikführer, aber auch gegen alle beteiligten Personen

-
Polizisten, die nicht handeln wollen, darauf

	· dürfen keine Nötigungen (§ 240 StGB) oder Sachbeschädigung 
(§ 303 StGB) begehen.

· dürfen niemanden beleidigen (§ 185 StGB)
	hinweisen, dass auch sie gegebenenfalls strafrechtlich (z. B. wegen Strafvereitelung im Amt) belangt werden können.

· Dienstaufsichtsbeschwerde

· Wenden Streikposten Gewalt gegen Personen oder Sachen an gilt:


Der Unternehmer sollte verfahren, wie soeben unter dem Gesichtspunkte „Hausfriedensbruch“ dargestellt (Beweissicherung durch Zeugen


usw. / Gespräch/ Polizei).


Später dann sollten Unternehmer bzw. andere Geschädigte unter zivilrechtlichen 
Gesichtspunkten Schadensersatz einfordern.


(Selbsthilfemaßnahmen z. B. Veranlassen des Abschleppens eines Fahrzeuges der Streikenden) sind wegen des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit der Mittel allenfalls nach Einholung eines fundierten juristischen Rates zu ergreifen).

-
Kommt es zu Beleidigungen, kann wie vorstehend beschrieben, verfahren werden.




	2.
Boykottmaßnahmen im übrigen


Unzulässig ist die Behinderung von Mitarbeitern oder anderen Personen beim Betreten Und Verlassen des Betriebsgeländes und die Behinderung von Fahrzeugen beim Passieren jedenfalls dann, wenn sie durch folgende Maßnahmen geschieht

-
durch Blockade einzelner Zu- und Ausgänge, und zwar auch dann wenn andere passierbar bleiben,

· durch Bildung von Menschenketten oder Menschenmauern, auch wenn der Passierende sich seinen Weg bahnen könnte,

-
durch Streikbrechergassen in einer Form, die den Passierenden demütigen oder ihn in der Lächerlichkeit preisgeben soll, indem sie ihm nicht die Möglichkeit menschenwürdigen Gehens lässt (durch Bildung von übermäßig langen engen Streiktoren, von Serpentinen, Laubgängen, usw.),


	Werden die Grenzen zulässiger Blockademaßnahmen überschritten, kann der Unternehmensinhaber im Wege der einstweiligen Verfügung sowohl gegen die „Streikstörer“ als auch die Gewerkschaft selbst vorgehen.

Auch können in geeignetem Umfang strafrechtliche Schritte eingeleitet werden.

(Selbsthilfe Maßnahmen (z. B., Veranlassen des Abschleppens eines Fahrzeuges der Streikenden) sind wegen des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit der Mitte) allenfalls nach Einholung eines fundierten juristischen Rates zu ergreifen).




	-
durch Kontrollen zur Personenfeststellung oder Visitation und Feststellung Mitgeführter Sachen.

Im Allgemeinen fordern die Gerichte für Arbeitssachen einen 3 m breiten Gang, um die Berührung von Passanten zu verhindern.


	Hilfreich kann es gegebenenfalls sein, wenn der Unternehmer den Streikenden klarmacht, dass sie während des Streiks keinen Anspruch auf Vergütung haben, von ihm also keinen Lohn /kein Gehalt erhalten, sondern allenfalls

-
sofern sie -Gewerkschaftsmitglied sind - von der Gewerkschaft eine Streikunterstützung beziehen.




II.
Generelles

Die vorhergehenden Ausführungen zu Einzelfragen, die im Zusammenhang mit einem Streik stehen, sind vor dem Hintergrund folgender genereller Anmerkungen zum Thema Streik zu sehen.

1.
Streik

Als Streik bezeichnet man die planmäßige gemeinschaftliche Arbeitsniederlegung mehrerer Arbeitnehmer um Änderungen der tariflichen Arbeitbedingungen zu erreichen.

a)
Rechtmäßiger Streik

Ein Streik ist nur dann rechtmäßig, wenn folgende Vorraussetzungen vorliegen:

-
Der Streik muss von der zuständigen Gewerkschaft eingeleitet und durchgeführt werden bzw. von ihr übernommen werden;

-
Er muss gerichtet sein auf eine gesetzlich zulässige Tarifregelung

und

-
der Streik darf nicht gegen die Friedenpflicht eines andauernden Tarifvertrages verstoßen. Die Friedenspflicht endet mit dem Ablauf der Geltungsdauer des Tarifvertrages.

Streiks dürfen im Verkehrsgewerbe als Schwerpunkt Streik geführt werden. Dabei handelt es sich im Gegensatz zum (Voll-) Streik, bei dem alle in Betracht kommenden Arbeitnehmer zum Streik aufgerufen sind, um einen Teilstreik, bei dem nur besonders qualifizierte oder nur einige wenige bedeutsame oder „besonders geeignete“ Betriebe innerhalb eines Verbandes zum Streik aufgerufen werden.

Arbeitsniederlegung von relativ kurzer Dauer bezeichnet man als Warnstreiks/Kurzstreiks. Diese sind von vornherein nur für kurze Zeit geplant. Allerdings gilt, dass sie nicht nach  ein/zwei Stunden beendet sein müssen. Von einem Warnstreik sind üblicherweise auch nicht alle Betriebe betroffen.

Warnstreiks sind nur zulässig, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

-
Die Friedenspflicht muss abgelaufen sein (grundsätzlich nach Auslaufen des Tarifvertrages). 

-
Der Warnstreik muss seitens der Gewerkschaft getragen werden (es genügt u. a. schon ein Aufruf der Gewerkschaft zur Teilnahme an einer Protestkundgebung während der Arbeitszeit).

-
Es darf durch den Warnstreik – über den reinen Arbeitsausfall hinaus – kein beträchtlicher Schaden entstehen.

Beispiel für einen Warnstreik: Arbeitnehmer erscheinen willkürlich später zum Arbeitsbeginn. Sie weigern sich, die Fahrzeuge vom Hof zu fahren. Sie nehmen an Protestversammlungen auf dem Betriebsgelände teil. Sie verlassen den Betrieb, um sich einer öffentlichen Kundgebungen der Gewerkschaft zu beteiligen. 

b)
Unrechtmäßige Streiks/Rechtswidrige Streikmaßnahmen

Streik- bzw. Warnstreikmaßnahmen, die die Regeln eines fairen Arbeitskampfes überschreiten, sind rechtswidrig (Beispiel: Betriebsblockaden, „Spießroutenlauf“ (näheres vgl. soeben unter B I. ) .

Auch sogenannte wilde Streiks sind unrechtmäßig. Wilde Streiks sind Streiks, die nicht von der Gewerkschaft getragen werden. 

Des Weiteren sind solche Streiks unrechtmäßig, bei denen die soeben unter 1 a) aufgeführten Voraussetzungen ganz oder zum Teil nicht erfüllt sind. Dieses ist etwa bei  politischen Streiks oder Sympathiestreiks (z.B. Warnminuten für den Frieden) oder Warnstreiks vor Ablauf der Friedenspflicht der Fall!

2.
Aussperrung

Eine Defensiv- Aussperrung ist –als legale Gegenmaßnahme zum Streik- die planmäßige, von einem Arbeitgeberverband getragene Ausschließung von Arbeitnehmern von der Arbeit. Vor einer derartigen Aussperrung ist in jedem Fall der Verband einzuschalten. 

Von einer erheblichen praktischen Bedeutung ist die Abwehraussperrung. Deren Anwendung ist jedoch abhängig - in jedem Fall - von einem  Beschluss des zuständigen Arbeitgeberverbandes. Deshalb gilt grundsätzlich: Keine betrieblichen Gegenmaßnahmen ohne Einschaltung des Verbandes!

3.     Streikprämie

Eine weitere denkbare Gegenmaßnahme ist die Zahlung einer Streikprämie an weiter arbeitende Mitarbeiter. Dies könnte in Form eines Erschwerniszuschlags aufgrund erhöhten Arbeitsbedarfs erfolgen.

4.
Urabstimmung

Eine Urabstimmung geht allen Streiks – außer den Warnstreiks- voraus. Den Arbeitnehmer, die Gewerkschaftsmitglieder sind, wird dabei seitens der Gewerkschaft die Frage vorgelegt, ob sie zur Durchsetzung  der gestellten Forderungen bereit sind, die Arbeit einzustellen. Einzelheiten der Urabstimmung sind in der jeweiligen Gewerkschaftssatzung festgeschrieben. 

5.     Betriebsrat

Der Betriebsrat hat eine Neutralitätspflicht im Rahmen eines Arbeitskampfes (gemäß § 74 Absatz 2 BetrVG). Dementsprechend hat sich der Betriebsrat einer Mitwirkung an einem Arbeitskampf zu enthalten.

Davon abzugrenzen sind jedoch Betriebsversammlungen nach §§ 42 ff. BetrVG, welche auch in Zeiten von Arbeitskämpfen abgehalten werden können.

Der Betriebsrat hat während des Arbeitskampfes nur eingeschränkte Mitspracherechte. Gerade bei personellen Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit des Betriebes hat der Betriebsrat nur ein Informationsrecht, vorausgesetzt, die Maßnahme wird nach Abschluss des Arbeitskampfes wieder rückgängig gemacht.

C)
Zum Umgang mit den Medien

I.
  Muster einer Presseerklärung 

  (Senden an die in Betracht kommenden Redaktionen per Fax/ oder eMail)

Presseerklärung

des Betriebes ........ zum Streik

Unser Busbetrieb wird seit (heute morgen) ... Uhr von der Gewerkschaft ... bestreikt.

Als Begründung für den Streik wird seitens der Gewerkschaft angeführt eine nicht erfüllte Lohnerhöhung von .... %.

Diese Anforderung ist maßlos überzogen. Sie gefährdet insbesondere Arbeitsplätze.

Trotz Kompromissbereitschaft der Arbeitgeberseite war die Gewerkschaft nicht bereit, von ihrer Maximalforderung abzurücken.

Auf Kosten der Busfahrgäste versucht sie nun, diese auf Biegen und Brechen durchzusetzen.

Wir versuchen, im Interesse unserer Fahrgäste, die Streikfolgen möglichst gering zu halten.

(Gegebenenfalls ergänzen:

Insbesondere haben wir folgende Maßnahmen ergriffen:

_____________________________________________________________

_____________________________________________________________

_____________________________________________________________

II.
Allgemeines zur „Informationsverarbeitung“ im Zusammenhang mit Streiks:

Die Zuständigkeiten in einem Unternehmen müssen im Hinblick auf einen eventuellen Streik festgelegt sein. Kommt es zu einem Streik, so lassen sich die Zuständigkeiten nicht mehr organisieren. Dann wird alle Kraft und Zeit zur Bewältigung der Situation benötigt.

In jedem Unternehmen ist festzulegen, wer den Medien gegenüber als Gesprächspartner auftritt. In den meisten Fällen werden dies der Inhaber oder der Geschäftsführer sein. Dieser Kompetenzbereich muss unbedingt vor dem Notfall eindeutig geklärt sein. Durch Weisungen an die Mitarbeiter muss Sorge getragen werden, dass sämtliche Anfragen von Presse, Funk  und fernsehen ausschließlich und direkt an diese Person weitergeleitet werden. Durch Weisungen muss auf jeden Fall verhindert werden, dass Mitarbeiter des Unternehmens durch unüberlegte Äußerungen oder eigene Kommentare eine Wirkung in der Öffentlichkeit erzeugen, die von der Unternehmensleitung nicht gewollt ist.

Sobald es zu einem Streik kommt, sollen zunächst alle Informationen zusammengestellt werden. Dies sind insbesondere  Zeitpunkt, Ort und bisheriger Verlauf des Streiks, das Ausmaß des Schadens, insbesondere Personen betreffende Schädigungen und erforderliche Unterstützungsmaßnahmen zur Behebung des Streiks.

Die Grundinformationen über den Streik sollten auch an den  jeweiligen Landesverband und den bdo weitergegeben werden, damit hier zumindest die wichtigen Faxe bekannt sind. Redaktionen werden nämlich auch hier nachfragen. Außerdem kann von hier nur dann  Unterstützung geleistet werden, wenn auch die Sachlage bekannt ist.

Die Zusammenarbeit mit den Medien geschieht in Streiksituationen prinzipiell über mehrere Wege:

-
Einmal gibt es direkte Anfragen der Medien, die beantwortet werden müssen.

-
Zweitens können mit wichtigen Journalisten gezielt Einzelgespräche geführt werden.

-
Pressemitteilungen sind eine weitere Möglichkeit ,  die Berichterstattung zu beeinflussen

-
Außerdem kann daran gedacht werden, durch schnellsten organisierte Pressegespräche auch direkt und Aktiv an die Medien heran zugehen.

Für den Umgang mit den Medien ist zunächst einmal eine positive Grundhaltung wichtig. Ein Grundsatz für den erfolgreichen Umgang mit der Öffentlichkeit in derartigern Notfällen heißt Ehrlichkeit. Wer versucht, zu verschleiern, abzulenken, ungerechtfertigt andere Anzugreifen oder mit falschen Tatsachen zu arbeiten, verspielt sehr schnell Sympathien und Glaubwürdigkeit. Deshalb sollten sich alle Gespräche mit Medienvertreten immer an Fakten orientieren und von Grundsatz der Ehrlichkeit geleitet werden. Das heißt nicht, dass man unbedingt alles sagen muss. Allerdings sollte das, was man sagt, stimmen.

Der aktive Umgang mit den Medien ist in einer Streiksituation von besonderer Bedeutung, weil man so nicht erdulden muss, was über einen berichtet wird, sondern zumindest einen gewissen Einfluss darauf nehmen kann, was über einen berichtet werden soll. Aktion führt hier immer zu mehr Erfolg als nur Reaktion. Persönliche Gespräche und Telefonate mit Journalisten sind dazu der erste Weg. Außerdem kann ein Unternehmen seinerseits Presseerklärung heraus geben oder auch zu einem  Pressegespräch einladen.

Für das Verhalten in Gesprächen mit Pressevertretern, Interview oder Pressekonferenzen gelten einige Hinweise. 

-
Auf die Fragen der Journalisten sollten in kurzer, sachlicher Form geantwortet werden.

-
Keine Vermutungen, Einschätzungen oder Wertungen, die nicht durch Fakten fundiert unterlegt oder beweisbar sind, sollten geäußert werden.

-
Es sollte nur konkret das gesagt werden, was auch von den Medien veröffentlicht werden sollte.

-
Bei dem Gespräch mit Journalisten sollte man sich nicht in Nebensächlichkeiten verlieren. Allerdings sollten man sehr wohl menschliche Regungen zeigen und auch auf menschliche Aspekte des jeweiligen Notfalls eingehen.

-
Man sollte auf keinen Fall aggressiv äußern oder sich in direkte Auseinandersetzungen mit Journalisten, auch wenn diese sehr kritisch nachfragen, einlassen.

-
Praktische Hilfen (Checklisten und anderes) für die Vorbereitung von Pressegesprächen usw. enthält im Übrigen das bdo- Notfallprogramm, das Mitgliedern von Landesverbänden des bdo von dort aus zur Verfügung gestellt wurde bzw. werden kann. 

	
	
	
	


	
	
	
	



